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 Stadt Wegberg 6. Änderung des Flächennutzungsplans  Stellungnahme/Abwägungsvorschlag der Verwaltung zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangen Stellungnahmen  Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 1 Bürger 1, In Busch 31 Der Einwender wurde mit E-Mail vom 06.01.2015 darauf hinge- wiesen, dass zum jetzigen Zeit- punkt keine Prognose über den Ausgang des Verfahrens ge- macht werden könne.  Der angesprochene Weg ist für jedermann frei zugänglich, be- geh- und befahrbar. Er wird in das Plangebiet aufgenommen und im Bebauungsplan I-44 mit der Signatur "Straßenverkehrs- fläche" versehen. Eine gewerbli- che Nutzung ist nicht vorgese- hen.  Es spricht Überwiegendes dafür, dass das Betriebsgelände der Firma Wolters - soweit noch nicht geschehen - schon aus Gründen der Verkehrssicherheit mit einer Zaunanlage zu umge- ben und vor unbefugtem Zutritt zu sichern ist. Eine dahinge- hende Regelung bleibt dem spä- teren Baugenehmigungsverfah- ren vorbehalten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  Das Plangebiet wird erschlossen durch die mit dem Betriebsge- lände der Firma Wolters verbun- dene Wegefläche westlich des Be- triebsgeländes, die im Bebau- ungsplan I-44 mit der Signatur "Straßenverkehrsfläche" festge- setzt wird.  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 2 Bürger 2 - 4, In Busch 73 Mangels Erläuterung bzw. Be- gründung der Bedenken ist eine nähere Prüfung nicht möglich. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 3 Bürger 5, In Busch 15 Bürger 6, Im Ländchen 63 Bürger 7, Weißdornweg 20 Mangels Erläuterung bzw. Be- gründung der Bedenken ist eine nähere Prüfung nicht möglich. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 4 Interessengemeinschaft Fam. Bürger 8, Hospitalstraße 7 Fam. Bürger 9, In Busch 2 Fam. Bürger 10, In Busch 14 Fam. Bürger 11, In Busch 31 Bürger 12, In Busch 48 Bürger 13, Hospitalstraße 35 
Schutzgut Denkmal  Die genannten Anlagen sind als Baudenkmäler in die Denkmal- liste der Stadt Wegberg einge- tragen. Sie befinden sich sämt- lich außerhalb des Plangebiets und weisen folgende Entfernun- gen zum Plangebiet auf: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  Das Plangebiet wird erweitert um die das Betriebsgelände der Firma Wolters erschließende Wegefläche westlich des Betriebsgeländes, die im Bebauungsplan mit der Signatur "Straßenverkehrsfläche" festgesetzt wird.  

 

 • Buschmühle, ca. 300 m 
• Hofanlagen In Berg 2 und 4: ca. 400 m 
• Kath. Kapelle Hl. Brigitta: ca. 900 - 1.000 m 

 
 Es handelt sich nicht um expo- niert liegende Baudenkmäler, die in eine unberührte Kultur- landschaft eingebettet sind. Dementsprechend haben sie le- diglich einen reduzierten Wir- kungsbereich. Ein enger opti- scher Bezug zwischen den Denkmälern sowie - dem voll- ständig eingegrünten - Plange- biet ist nicht gegeben. Eine pla- nungsbedingte Beeinträchtigung des Erscheinungsbilds der Bau- denkmäler ist deshalb nicht zu besorgen       (§ 9        Abs. 1 lit. b) DSchG NRW). Der allein deren Erscheinungsbild betref- fende Umgebungsschutz der Denkmäler wird durch die Pla- 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  

 

nung nicht berührt.  Etwaige sonstige mittelbare Be- einträchtigungen der in Rede stehenden Baudenkmäler spie- len im Rahmen von § 9 Abs. 1 lit. b) DSchG NRW keine Rolle. Das gilt auch für seitens der Einwender besorgte Auswirkun- gen des plangebietsbezogenen LKW-Verkehrs (Erschütterun- gen). Die Fahrer sind zudem be- trieblich angewiesen, den frag- lichen   Streckenabschnitt   der K 10, insbesondere im Bereich der "Buschmühle", mit einer Maximalgeschwindigkeit   von 30 km/h zu passieren. Nähere Angaben hierzu erfolgen in dem auf Anregung des LVR-Amts für Denkmalpflege im Rheinland er- gänzten Umweltbericht.  Gefahrenpotenzial der Straße  Bei der K 10 handelt es sich um eine gewidmete Hauptverkehrs- straße, deren Benutzung durch Schwerlastverkehr keinen Be- schränkungen unterliegt. Solche Beschränkungen hält der Kreis Heinsberg als zuständiger Stra- ßenbaulastträger ersichtlich auch unter Berücksichtigung der vorliegenden  Planung  nicht  für 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  

 

erforderlich. Denn seine Stra- ßenbaubehörde hat keine Ein- wände gegen diese Planung er- hoben.  Verschmutzungen der Fahrbahn im "Kurvenbereich" können nicht generell den vom Beton- werk kommenden Fahrzeugen angelastet werden, da dieser Bereich auch von allen übrigen Verkehrsteilnehmern (insbeson- dere landwirtschaftliche Fahr- zeuge) genutzt wird. Um Ver- schmutzungen der Fahrbahn durch plangebietsbezogenen LKW-Verkehr für die Zukunft si- cher auszuschließen, soll die Zufahrt zum Betriebsgelände - soweit noch nicht vorhanden - (mit Beton oder bituminös) be- festigt werden. Das Plangebiet wird durch die zu befestigende Wegefläche erschlossen, die im Bebauungsplan als "Straßenver- kehrsfläche" festgesetzt wird.  Emission von Staub  Fahrbahnverschmutzungen und Sichtbehinderungen durch Staubemissionen sind infolge der Planung nicht zu erwarten. Beton wird in geschlossenen Be- hältern  und  Sand  und  Kies  in 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  

 

abgedeckten Ladeflächen trans- portiert. Lediglich bei extremer Trockenheit kann es im Einzelfall zu kurzen Staubaufwirbelungen kommen, ohne dass jedoch Fahrbahnverschmutzungen und Sichtbehinderungen auftreten können. Durch die vorherr- schende Windrichtung (West) werden potenziell entstehende Stäube zudem von dem in Rede stehenden Bereich 140 m süd- lich des Plangebiets weg trans- portiert.  Umweltbericht allgemein  Der Umweltbericht wird - soweit notwendig - hinsichtlich etwai- ger mittelbarer Auswirkungen der Planung ergänzt.  Chronologie  des   Standorts  von 1970  Die diesbezüglichen Ausführun- gen der Einwender sind für die Beurteilung der Änderungspla- nung ohne Erkenntnisgewinn.  Beantragungen zum Bebau- ungsplan I-44  Insoweit betrifft die Stellung- nahme keine Inhalte, die im Flä- 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   

 

chennutzungsplan dargestellt werden. Sie richtet sich vielmehr ausschließlich an die verbindli- che Bauleitplanung.  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 5 Bürger 14, In Busch 2 Den Bedenken kann nicht ge- folgt werden. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 Lage im Landschaftsschutzge- biet   Die Lage im Landschaftsschutz- gebiet steht der Realisierung der Planung nicht entgegen. Das vorliegend betroffene Land- schaftsschutzgebiet "Schwalm- platte" wurde durch den Land- schaftsplan III/6 "Schwalm- platte" des Kreises Heinsberg festgesetzt (siehe dort unter Ziffer 2.2-1). Für Landschafts- schutzgebiete wurde im Land- schaftsplan zwar ein Bauverbot normiert. Hier ist aber zu be- rücksichtigen, dass die diesbe- züglichen Festsetzungen des Landschaftsplans gem. § 20 Abs. 4 LNatSchG NRW mit Inkrafttreten des in Aufstellung begriffenen Bebauungsplans I-44, Wegberg- Hospitalstraße, außer Kraft treten, soweit der Kreis als Träger der Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren diesem Plan nicht widersprochen hat. 

 

 In seiner im Rahmen der früh-  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   

 

zeitigen Behördenbeteiligung abgegebenen Stellungnahme vom 20.01.2015 hat der Kreis Heinsberg als Träger der Land- schaftsplanung erklärt, der vor- liegenden Bauleitplanung im Sinne des § 20 Abs. 4 LNatSchG NRW nicht zu widersprechen, wenn  
• es bei dem vorgesehenen Flächenumfang bleibt, 
• die gewerbliche Nutzungs- möglichkeit auf die eines Betonwerks bzw. die der Klassieranlagen beschränkt bleibt, 
• mindestens 27.700 Öko- punkte (wie vorgesehen) binnen eines Jahres nach Rechtskraft des zu erarbei- tenden Bebauungsplans zur Kompensation gelangen, 
• im Falle einer späteren Auf- gabe des Standorts das Ge- lände keiner anderen ge- werblichen oder sonstigen baulichen Nutzung zu- geführt, sondern zurückge- baut wird und die Bauleitpla- nung wiederum angepasst würde.  Mit  der  Rechtskraft  des Bebau- ungsplans würden dann die dem Bebauungsplan   widersprechen- 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   den Darstellungen und Festset- zungen des Landschaftsplans "Schwalmplatte" außer Kraft treten.  Mit Datum vom 30.06.2017 wurden ein städtebaulicher Vertrag über eine Rückbauverpflichtung für den Fall der endgültigen Aufgabe des Betriebes des Betonwerkes und ein städtebaulicher Vertrag über die Ausgleichsverpflichtung zwischen der Stadt Wegberg und den Eigentümern der betroffenen Flächen geschlossen. Die vom Kreis Heinsberg formulierten Bedingungen werden somit erfüllt. Bestätigt wurde dies bereits im Rahmen der Behördenbeteiligung im Zuge der ersten Auslegung mit Stellungnahme des Kreises Heinsberg vom 27.05.2015.   Lage im Wasserschutzgebiet  Die teilweise Lage im Wasser- schutzgebiet (Schutzzone III A2 des Wasserschutzgebiets für das Einzugsgebiet der Wassergewin- nungsanlagen Gatzweiler und Rickelrath der Stadtwerke Mön- chengladbach GmbH) steht der Realisierung der Planung eben- falls nicht entgegen. Auf die den 
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Betrieb eines Betonwerks nicht ausschließenden Ge- und Ver- bote der Wasserschutzgebiets- verordnung wird in den textli- chen Festsetzungen des (paral- lel) im Aufstellungsverfahren befindlichen Bebauungs- plans I-44, Wegberg – Hospital- straße, ergänzend hingewiesen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   Die für den Vollzug der Wasser- schutzgebietsverordnung zu- ständige Untere Wasserbehörde des Kreises Heinsberg hat des- halb keine Einwände gegen die vorliegende Planung vorgetra- gen.  Situation der Zufahrtsstra- ße/Hospitalstraße (K 10)  Bei der K 10 handelt es sich um eine gewidmete Hauptverkehrs- straße, deren Benutzung durch Schwerlastverkehr keinen Be- schränkungen unterliegt. Solche Beschränkungen hält der Kreis Heinsberg als zuständiger Stra- ßenbaulastträger auch unter Berücksichtigung der vorliegen- den Planung nicht für erforder- lich. Seine Straßenbaubehörde hat dementsprechend keine Ein- wände gegen diese Planung er- hoben. Eine planungsbedingte "Entschärfung" der Situation auf der K 10, die im Übrigen in den ausschließlichen Zuständigkeits- bereich des Kreises Heinsberg fallen würde, ist jedenfalls nicht notwendig.  Verkauf der Firma Wolters  Die Frage, ob die Firma Wolters 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   den Betrieb zu veräußern beab- sichtigt, ist im Rahmen der rechtlichen Bewertung der Än- derungsplanung irrelevant.  Im parallel erarbeiteten Bebau- ungsplan I-44, Wegberg- Hospitalstraße, sind textliche Festsetzungen vorgesehen, die eine andere gewerbliche Nut- zung nicht zulassen. Eine Ver- äußerung des Betriebs ist sei- tens der Vorhabensträgerin zu- dem nicht geplant. Befürch- tungen, hier könne ein "zweites Simons-Werk" entstehen, sind deshalb unbegründet.  Zertifizierung von Beton  Die CO2-Bilanz von Betonwerken hängt nicht maßgeblich davon ab, ob der für die Herstellung des Betons benötigte Sand und Kies an Ort und Stelle produziert werden. Es mag Synergieeffekte mit sich bringen, wenn ein Be- tonwerk am Standort einer Ab- grabung angesiedelt wird. Zwin- gend ist dies jedoch nicht. Im Gegenteil scheitert eine solche Ansiedlung oftmals bereits am Planungsrecht. Denn Beton- werke sind - anders als Abgra- bungen - im Außenbereich  nicht 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   privilegiert und deshalb dort re- gelmäßig nicht - jedenfalls nicht unbefristet (dauerhaft) - zuläs- sig.  Für die Betonherstellung wird zudem ein Körnungs-/Sandver- hältnis von 60:40 % benötigt. Die Lagerstätten im hiesigen Raum weisen aber regelmäßig ein umgekehrtes Kör- nungs-/Sandverhältnis auf, so- dass sich eine Zufuhr von Sand bzw. Kies von außerhalb bei der Betonherstellung ohnehin nie- mals vermeiden lässt. Ob ein Betonwerk am Standort einer Abgrabung angesiedelt ist, ist deshalb zweitrangig.  Seitens der Vorhabensträgerin wird deshalb auch dann keine Verlagerung des Betonwerks angestrebt, wenn die Rohstoff- vorräte der benachbarten Ab- grabung erschöpft sind.  Geeignete Flächen im Stadtge- biet  Im Stadtgebiet von Wegberg sind - städtebaulich betrachtet - außerhalb des Plangebiets keine geeigneten Flächen für die dau- erhafte Ansiedlung eines Beton- 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   werks vorhanden.  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 6 SEWG der Stadt Wegberg Es werden keine Anregungen und Bedenken gegen die Ände- rung des Flächennutzungsplans vorgetragen. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 7 LVR – Dezernat Finanz- und Immobilienmanagement Es werden keine Bedenken ge- gen die Änderung des Flächen- nutzungsplans vorgetragen. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 8 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 Im unmittelbaren Zuständig- keitsbereich des Dezernats 54 der Bezirksregierung Köln lie- gende Belange werden durch das Planvorhaben nicht betrof- fen. Eine Beteiligung im weite- ren Verfahren ist deshalb ent- behrlich. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 9 Bezirksregierung Arnsberg, Abt. Bergbau und Energie in NRW Den Anregungen der Bezirksre- gierung Arnsberg wird gefolgt. Die RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, die Wintershall Holding GmbH und die RWE Power AG werden am weiteren Verfahren beteiligt. 
 

 

  Im Teil B (Umweltbericht) der Begründung zur FNP-Änderung werden die in der Stellungnahme ausgeführten bergbaubedingten Auswirkungen wiedergegeben.   
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 10 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleis- tungen der Bundeswehr Die Stellungnahme betrifft keine Inhalte, die im Flächennut- zungsplan dargestellt werden. Sie richtet sich ausschließlich an die verbindliche Bauleitplanung. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

 

 Die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan I-44, Weg- berg - Hospitalstraße, sehen unter Ziffer 5. lit. a) und b) be- reits eine Höhenbegrenzung baulicher Anlagen auf maximal 80 m üNN (Produktionsanlagen zur Herstellung und Verladung von Beton) bzw. 75 m üNN (sonstige Anlagen und Gebäude) vor. Das entspricht einer nomi- nalen  Höhe  von  18 m   bzw. 13 m. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 11 Bezirksregierung Düsseldorf – Kampfmittelbeseitigungs- dienst (KBD)/Luftbildauswertung Die Stellungnahme betrifft keine Inhalte, die im Flächennut- zungsplan dargestellt werden. Sie richtet sich ausschließlich an die verbindliche Bauleitplanung.  Die in der Stellungnahme er- wähnte militärische Anlage be- findet sich in einem Bereich, in dem nach diesseitigem Kennt- nisstand nach 1945 eine Abgra- bung und Wiederverfüllung stattgefunden hat, sodass dort keine militärische Anlage mehr vorhanden sein dürfte.  Sowohl dieser Bereich als auch das in der Stellungnahme ge- nannte Schützenloch im Bereich der Zuwegung sind zudem mit einer Betonplatte überdeckt und befinden sich außerhalb von Be- bauungen.  Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans werden dessen ungeachtet um folgen- den Hinweis ergänzt:  " Gemäß Erkenntnis des Kampf- mittelbeseitigungsdienstes NRW kann nicht ausgeschlos- sen werden, dass -  außerhalb der nach 1945 abgegrabenen und   wiederverfüllten Flächen 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  

 

des Plangebietes – Kampfmit- tel im Boden vorhanden sind. Es wird empfohlen, auf diesen Flächen vor Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Be- lastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc. eine Sicherheitsüberprüfung durch- zuführen." 
 



6. Änderung des Flächennutzungsplans 

 27 

 

 

 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 12 Fernleitungsbetriebsgesellschaft mbH Von der Planung sind keine von der FBG betreuten Anlagen be- troffen. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 13 EBV Hückelhoven Das Plangebiet liegt außerhalb der ehemaligen Sophia-Jacoba GmbH Berechtsame Steinkohle. Deshalb werden keine Bedenken gegen die Planung erhoben. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 14 Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 Gegen die Planung bestehen keine Bedenken. Innerhalb des Plangebiets sind keine Planun- gen bzw. Maßnahmen des De- zernats 33 der Bezirksregierung Köln vorgesehen. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 15 Erftverband Innerhalb des Plangebiets sind keine Leitungen, Messstellen und Anlagen des Erftverbands vorhanden. Aus wasserwirt- schaftlicher Sicht werden des- halb keine Bedenken gegen die Planung vorgebracht. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 16 Kreis Heinsberg, Brandschutzdienststelle Die Stellungnahme betrifft keine Inhalte, die im Flächennut- zungsplan dargestellt werden. Sie richtet sich ausschließlich an die verbindliche Bauleitplanung.  Die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans I-44, Weg- berg - Hospitalstraße, werden um einen Hinweis auf die gemäß der Stellungnahme des Kreises Heinsberg zu erfüllenden Anfor- derungen, deren Erfüllung in ei- nem späteren Baugenehmi- gungsverfahren nachzuweisen ist, ergänzt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 17 NEW Netz GmbH, Abteilung Grundsatzplanung Die Stellungnahme betrifft keine Inhalte, die im Flächennut- zungsplan dargestellt werden. Sie richtet sich ausschließlich an die verbindliche Bauleitplanung.  Die genaue Lage der im Plange- biet liegenden Versorgungslei- tungen wird bei der Planaus- kunft der NEW Netz abgefragt. Im Bebauungsplan I-44, Weg- berg-Hospitalstraße, wird darauf nachrichtlich hingewiesen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 18 Landwirtschaftskammer NRW – Kreisstelle Heinsberg Die Stellungnahme betrifft keine Inhalte, die im Flächennut- zungsplan dargestellt werden. Sie richtet sich ausschließlich an die verbindliche Bauleitplanung.  Denn erst der in Aufstellung be- findliche Bebauungsplan bereitet unmittelbar einen (dauerhaft wirksamen) Eingriff in Natur und Landschaft vor. Der zum Aus- gleich dieses Eingriffs erforderli- che Kompensationsbedarf be- läuft sich - wie die Stellung- nahme der Unteren Landschafts- behörde des Kreises Heinsberg bestätigt - auf mindestens 27.720 Ökopunkte. Hierin noch nicht eingerechnet ist der Kom- pensationsbedarf, der durch die Einbeziehung der noch nicht be- festigten Wegefläche westlich des Betriebsgeländes der Firma Wolters entsteht.  Eine Konkretisierung der zur Er- bringung dieser Ökopunkte er- forderlichen Maßnahme erfolgt in einem städtebaulichen Ver- trag gemäß §§ 1 a Abs. 3, 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, der spä- testens zum Zeitpunkt eines et- waigen Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan I-44, Wegberg - Hospitalstraße, vor- 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   liegen muss. Dem Anliegen der Landwirtschaftskammer NRW wird hierbei - soweit möglich - Rechnung getragen.  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 19 IHK Aachen Die Änderungsplanung wird sei- tens der IHK Aachen ausdrück- lich begrüßt. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 20 Deutsche Telekom – Technik GmbH Die Stellungnahme betrifft keine Inhalte, die im Flächennut- zungsplan dargestellt werden. Sie richtet sich ausschließlich an die verbindliche Bauleitplanung.  Nach derzeitigem Stand sind im Bereich der Verkehrswege keine Änderungen oder Ergänzungen durch die Bauleitplanung vorge- sehen, sodass Telekom-Leitun- gen nicht betroffen wären.  Sollte das weitere Verfahren in- soweit eine Änderung notwendig werden lassen, wird das Anlie- gen der Deutschen Telekom be- rücksichtigt.  Auf die Leitungstrasse innerhalb des Plangebiets wird in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans I-44, Weg- berg - Hospitalstraße, nachricht- lich hingewiesen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 21 Kreis Heinsberg, Amt für Bauen und Wohnen Seitens der Unteren Wasserbe- hörde, der Unteren Abfallwirt- schaftsbehörde, der Unteren Bodenschutzbehörde, der Ab- grabungsbehörde und der Stra- ßenbaubehörde des Kreises Heinsberg werden keine Ein- wände gegen die Planung erho- ben.  Die Untere Landschaftsbehörde des Kreises Heinsberg wider- spricht der Planung nicht, wenn keine flächenmäßige und nut- zungsmäßige Erweiterung der vorgesehenen Gewerbefläche erfolgt, innerhalb eines Jahres nach Bestandskraft des Bebau- ungsplans zur Kompensation der Eingriffsfolgen mindestens 27.700 Ökopunkte erbracht werden und im Falle einer spä- teren Aufgabe des Standorts keine andere gewerbliche oder bauliche Nutzung der Fläche, sondern ein Rückbau und eine dahingehende Anpassung der Bauleitplanung erfolgt.  Die Untere Immissionsschutzbe- hörde des Kreises Heinsberg hat keine Bedenken gegen die Pla- nung,  wenn  beim  Betrieb   der Anlage sichergestellt wird, dass in   Trockenzeiten  Staubaufwir- 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung   

 

belungen wirkungsvoll verhin- dert werden.  Mit Datum vom 30.06.2017 wurden ein städtebaulicher Vertrag über eine Rückbauverpflichtung für den Fall der endgültigen Aufgabe des Betriebes des Betonwerkes und ein städtebaulicher Vertrag über die Ausgleichsverpflichtung zwischen der Stadt Wegberg und den Eigentümern der betroffenen Flächen geschlossen. Die von der Unteren Landschaftsbehörde formulierten Bedingungen werden somit abschließend erfüllt. Bestätigt wurde dies bereits im Rahmen der Behördenbeteiligung im Zuge der ersten Auslegung mit Stellungnahme des Kreises Heinsberg vom 27.10.2015. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 22 LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland Die genannten Anlagen sind als Baudenkmäler in die Denkmal- liste der Stadt Wegberg einge- tragen. Sie befinden sich sämt- lich außerhalb des Plangebiets und weisen folgende Entfernun- gen zum Plangebiet auf: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 
• Buschmühle, ca. 300 m 
• Hofanlagen In Berg 2 und 4: ca. 400 m 
• Kath. Kapelle Hl. Brigitta: ca. 900 - 1.000 m 

 
 Es handelt sich nicht um expo- niert liegende Baudenkmäler, die in eine unberührte Kultur- landschaft eingebettet sind. Dementsprechend haben sie le- diglich einen reduzierten Wir- kungsbereich. Ein enger opti- scher Bezug zwischen den Denkmälern sowie - dem voll- ständig eingegrünten - Plange- biet ist nicht gegeben. Eine pla- nungsbedingte Beeinträchtigung des Erscheinungsbilds der Bau- denkmäler ist deshalb nicht zu besorgen       (§ 9        Abs. 1 lit. b) DSchG NRW). Der allein deren Erscheinungsbild betref- fende Umgebungsschutz der Denkmäler wird durch die Pla- nung nicht berührt. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung  

 

Etwaige sonstige mittelbare Be- einträchtigungen der in Rede stehenden Baudenkmäler spie- len im Rahmen von § 9 Abs. 1 lit. b) DSchG NRW keine Rolle. Das gilt auch für seitens des Fachamts besorgte Auswirkun- gen des plangebietsbezogenen LKW-Verkehrs (Erschütterun- gen). Nähere Angaben hierzu erfolgen in dem auf Anregung des Fachamts ergänzten Um- weltbericht. 
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 Lfd. Nr. Beteiligtenstellungnahme Stellungnahme der Verwal- tung Abwägungsvorschlag der Ver- waltung 23 Landesbetrieb Wald und Holz NRW Seitens des Landesbetriebs Wald und Holz NRW werden keine Be- denken gegen die Planung gel- tend gemacht. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

  


